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Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 3:

Beratung des Antrags der Bundesregierung

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deut-
scher Streitkräfte an der EU-geführten Opera-
tion Atalanta zur Bekämpfung der Piraterie
vor der Küste Somalias auf Grundlage des
Seerechtsübereinkommens der Vereinten Na-
tionen von 1982 und der Resolutionen 1814
(2008) vom 15. Mai 2008, 1816 (2008) vom
2. Juni 2008, 1838 (2008) vom 7. Oktober 2008,
1846 (2008) vom 2. Dezember 2008, 1897
(2009) vom 30. November 2009 und nachfol-
gender Resolutionen des Sicherheitsrates der
Vereinten Nationen in Verbindung mit der Ge-
meinsamen Aktion 2008/851/GASP des Rates
der Europäischen Union vom 10. November
2008 und dem Beschluss 2009/907/GASP des
Rates der Europäischen Union vom 8. Dezem-
ber 2009

– Drucksache 17/179 – 
Überweisungsvorschlag:
Auswärtiger Ausschuss (f)
Rechtsausschuss 
Verteidigungsausschuss
Ausschuss für Menschenrechte und Humanitäre Hilfe
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Haushaltsausschuss gemäß § 96 GO

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für die
Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen. – Ich höre
keinen Widerspruch. Dann ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Bundes-
minister des Auswärtigen, Dr. Guido Westerwelle. 

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Markus 
Grübel [CDU/CSU])

Dr. Guido Westerwelle, Bundesminister des Aus-
wärtigen: 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren Kolleginnen und Kollegen! Ich habe beim Hi-
neinkommen gehört, dass Herr Kollege Oppermann
mich vermisst hat. Jetzt vermisse ich Sie. Ich würde
mich enorm freuen, wenn Sie der Debatte weiter folgen
möchten. 

(Beifall bei der FDP)

Es ist allgemein bekannt, dass die Bundesregierung
ein Gespräch mit den Ministerpräsidenten der Länder
hatte, das schon vor einem Jahr vereinbart worden ist.
Viele von Ihnen sind dabei gewesen. 

(Heiterkeit bei Abgeordneten der FDP und der 
CDU/CSU)

– Weniger als früher, aber immerhin. – Ich bitte um Ihr
Verständnis. Ich bin, nachdem ich ein Telefonat geführt
und eine unvertretbare Handlung vorgenommen habe,
direkt zu Ihnen gekommen. 

(Zuruf von der Linken: Unvertretbar!)

– Eine persönlich unvertretbare Handlung. 

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD)

Vor einem Jahr hat der Bundestag den Einsatz der
deutschen Marine im Rahmen der EU-Operation Ata-
lanta mandatiert. Seither hat die deutsche Marine mit
substanziellen Kräften an der europäischen Operation
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teilgenommen. Wir Deutsche, unsere Bundeswehr, ha-
ben den Auftrag erfüllt. Der Einsatz der europäischen
und deutschen Seestreitkräfte ist nach Auffassung der
Bundesregierung sinnvoll; er ist kurzfristig die einzige
Möglichkeit, die internationale Schifffahrt vor Piraterie
zu schützen. Deswegen bittet die Bundesregierung das
Hohe Haus, den Deutschen Bundestag, eine Fortsetzung
des im Wesentlichen unveränderten Atalanta-Mandats
zu ermöglichen. 

Piraterie ist eine ernsthafte Bedrohung für unsere
Handelsschiffe. Zugleich ist sie aber auch eine ernsthafte
Bedrohung der humanitären Hilfe für Somalia. Hier
kann man wieder einmal erkennen: Wer jeden Einsatz
von Soldaten fundamental ablehnt, sorgt auch dafür, dass
humanitäre Hilfe zugunsten von Hungernden, die es
auch zu schützen gilt, unmöglich gemacht wird. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie
des Abg. Omid Nouripour [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Das ist insbesondere in Somalia von großer Bedeutung. 

Im ersten Jahr des Einsatzes ist es gelungen, dass alle
Schiffe des Welternährungsprogramms, die mit Hilfsgü-
tern für Somalia beladen waren, sicher in somalische
Zielhäfen einfahren konnten. Das ist ein bemerkenswer-
ter Erfolg. Deswegen möchte ich zu Beginn, vielleicht
auch in Ihrer aller Namen, den Frauen und Männern der
Bundeswehr sehr herzlich danken, die diese Leistungen
unter großen Entbehrungen vollbracht haben. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie
bei Abgeordneten der SPD und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Es wurden zahlreiche Angriffe auf Handelsschiffe ab-
gewehrt. Denjenigen, die vielleicht nur die Zahl von
190 Vorfällen sehen, möchte ich kurz vor Augen führen,
dass sich in dieser Region etwa 20 000 Schiffe pro Jahr
bewegen. Wir wissen, dass wir nicht nur das Recht, son-
dern auch die Pflicht haben, unsere Schiffe, unsere Bür-
gerinnen und Bürger vor Piraterie zu schützen. 

Darüber hinaus haben wir Piraten festgenommen. Sie
wurden von Atalanta an die Behörden zur Strafverfol-
gung übergeben. Kenia hat dabei Verantwortung über-
nommen, und auch die Seychellen haben sich dazu be-
reit erklärt. Die Zusammenarbeit mit Staaten dieser
Region ist wichtig für den Erfolg der Pirateriebekämp-
fung; denn Straflosigkeit schreckt keinen potenziellen
Piraten ab. 

Es ist ohne Zweifel, dass man auch über die Ursachen
reden muss. 

(Hans-Christian Ströbele [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Man muss was gegen die Ursa-
chen tun!)

Es besteht auch kein Zweifel daran, dass es zivile Aufga-
ben gibt. Aber die einfache Erklärung, die Piraterie sei
entstanden, weil dort eine Überfischung stattgefunden
habe, ist, mit Verlaub gesagt, zu simpel, und sie ist
falsch. In Wahrheit ist es so, dass der rechtsfreie Raum in
Somalia zu viel Raum für organisierte Kriminalität ge-
lassen hat. Jemand, der sein Auskommen als Fischer
nicht mehr bestreiten kann, wird deswegen nicht zu ei-
nem mordenden Piraten. Das muss man festhalten. Das
ist eine Verkehrung der Tatsachen.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Deutschland und Europa sind unmittelbar vom Staats-
zerfall in Somalia betroffen. Über die Anschläge wird
gelegentlich, wenn sie besonders traurig und dramatisch
waren, in den deutschen Medien berichtet. Am 3. De-
zember beispielsweise hat es einen furchtbaren Anschlag
mit zahlreichen Opfern, unter anderem mehrere Minis-
ter, gegeben. 

Wir wollen den Wiederaufbau des Staates unterstüt-
zen. Die somalische Übergangsregierung wird von der
internationalen Gemeinschaft anerkannt und bei ihrem
Bemühen um Frieden unterstützt. Deswegen finden Sie
entgegen anderslautenden Bemerkungen entsprechende
Hinweise in der Begründung des Mandates. Die Regie-
rung ist fortwährenden Angriffen islamistischer Extre-
misten ausgesetzt. Deswegen ist Staatsaufbau und Ent-
wicklung eine Aufgabe in unserem gemeinsamen
Interesse, die wir für unsere eigene Sicherheit, aber auch
für die Verhältnisse vor Ort unterstützen wollen.

Um das Ziel zu erreichen, plant die Europäische
Union gemeinsam mit afrikanischen Partnern die Aus-
bildung von somalischen Soldaten in Uganda. Auch
politisch bleiben wir engagiert, unter anderem als Mit-
glied der internationalen Somalia-Kontaktgruppe. Wir
unterstützen außerdem die Erarbeitung einer neuen so-
malischen Verfassung, in der die berechtigten Interessen
aller Beteiligten berücksichtigt werden sollen und be-
rücksichtigt werden müssen. Atalanta ist also fest in ein
politisches Konzept für Somalia eingebettet. Jeder, der
behauptet, es sei eine ausschließlich militärische Lö-
sung, die die Bundesregierung verfolgt, liegt falsch. Wir
wissen, dass beides unbedingt notwendig ist. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Ich möchte nachdrücklich unterstreichen: Es geht um
unseren Schutz, um den Schutz unserer Schiffe und un-
serer Handelsrouten, aber es geht auch um den Schutz
der Menschen in Somalia und die Gewährleistung, dass
humanitäre Hilfsleistungen sie erreichen können. Das
Mandat ist aus unserer Sicht nicht nur politisch geboten,
sondern auch moralisch und ethisch richtig, und ich
hoffe, dass der Bundestag dem Antrag der Regierung mit
großer Mehrheit folgt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Für die SPD-Fraktion hat nun der Kollege Günter

Gloser das Wort.

Günter Gloser (SPD): 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und

Herren! Wenn wir heute über die Bekämpfung von Pira-
terie sprechen, dann sollten wir uns klar vor Augen füh-
ren, worum es wirklich geht. Friedliche Handelsschiffe
werden auf einem der verkehrsreichsten internationalen
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Handelswege, dem Golf von Aden, unvermittelt mit mo-
dernen, großkalibrigen Waffen beschossen. Mannschaf-
ten gekaperter Schiffe werden monatelang in Geiselhaft
gehalten und nur gegen die Zahlung von Millionenbeträ-
gen freigegeben. Auch Supertanker sind vor Piraten
nicht sicher. Selbst Schiffe mit Lebensmitteln für die Not
leidende Bevölkerung Somalias oder den Sudan werden
gekapert. Die Lebensmittel landen dann auf dem
Schwarzmarkt und nicht bei denjenigen, die sie bitter
nötig haben. 

Gegen diese Attacken organisierter Krimineller setzt
sich die internationale Gemeinschaft mit der EU-geführ-
ten Operation Atalanta gemeinsam mit anderen zu Recht
zur Wehr. Die vor der Küste Somalias und im Golf von
Aden kreuzenden Kriegsschiffe bieten durchfahrenden
Schiffen Schutz oder kommen angegriffenen Schiffen zu
Hilfe. Durch ihre Präsenz wirken sie abschreckend, auch
auf mögliche Angreifer. Sie können dadurch häufig,
wenn auch nicht immer, Attacken von Piraten verhin-
dern. Auch deshalb werden wir dem von der Bundes-
regierung vorgelegten Antrag zustimmen.

Ich möchte noch einmal auf den Hintergrund des Ein-
satzes hinweisen und dabei über die Frage der Piraterie
hinausgehen und auf die Probleme der Gesamtregion
eingehen. Eines will ich festhalten – das sage ich vor al-
lem den Kolleginnen und Kollegen von der Linken, weil
sie heute Morgen im Ausschuss gleich zu Beginn gesagt
haben: Wir stimmen dem Antrag nicht zu –: Ich weiß,
dass man über den Einsatz streitig diskutieren kann, aber
seit Anfang 2008 konnten alle Schiffe mit Lebensmitteln
unbehelligt ihr Ziel in Somalia erreichen. Sie haben
285 000 Tonnen Nahrungsmittel für die leidende Bevöl-
kerung ausgeliefert. Meine Damen und Herren, das ist
ein Erfolg. Dieser Erfolg ist aber eng an die Präsenz der
Kriegsschiffe gebunden.

Festzuhalten bleibt in diesem Zusammenhang: Die
Piraten weichen einfach in weniger bewachte Gebiete,
Richtung Osten, aus. Sie gehen also weiter weg von der
Küste Somalias. Daraufhin wurde auch das Aktionsge-
biet ausgeweitet. Jetzt ist es aber so groß, dass es nicht
mehr wirklich überwacht werden kann. Schiffe, die nicht
auf einen von Kriegsschiffen geleiteten Konvoi warten
können oder wollen, gehen nach wie vor ein großes Ri-
siko ein, angegriffen zu werden.

Deshalb erwähne ich einen anderen Punkt: Herr Au-
ßenminister, Sie haben völlig recht, dass es zu kurz ge-
griffen ist, wenn man sagt, dass die Piraterie entstanden
ist, weil man nicht länger ausreichende Einkommen er-
zielen konnte. Darauf möchte ich schon eingehen: Das
ist nicht der ausschließliche Grund; Sie haben den Zer-
fall des Landes angesprochen. Wir dürfen aber nicht ein-
fach zur Tagesordnung übergehen und die Überfischung
des Meeres vor der Küste Somalias verdrängen; denn die
somalischen Fischer wurden ihrer Existenzgrundlage be-
raubt, und manchen bleibt eben – das kennen wir auch
aus anderen Ländern – keine andere Erwerbsquelle als
die Zusammenarbeit mit Kriminellen. 

Nach Schätzungen des Umweltprogramms der Ver-
einten Nationen entsteht Somalia durch die sogenannte
Fischereipiraterie ein jährlicher Schaden von 300 Mil-
lionen Dollar. Quellen sprechen von bis zu 220 illegalen
Fischtrawlern am Horn von Afrika, die trotz massiver in-
ternationaler Militärpräsenz weiterhin vor Somalias
Küsten aktiv sind. Deshalb begrüßen wir ausdrücklich
die nunmehr erfolgte Erweiterung des Mandats auf die
Überwachung der Fischereitätigkeit. Das war überfällig.
Wir verbinden damit aber die Forderung, dass man die
erfassten Daten nicht nur speichert, sondern sich auch an
die Ausarbeitung von Regeln, an die Ausarbeitung eines
internationalen Fischereiabkommens macht; denn es
kann nicht Aufgabe der Mission Atalanta sein, den
Trawlern Schutz zu bieten, die das Meer überfischen und
letztendlich die Einkommensquellen rauben. Deshalb
lautet unsere herzliche Bitte, hier aktiv zu werden. 

(Beifall bei der SPD)

Unser Ziel kann es auch nicht sein, mit der Bundes-
marine und den anderen Partnern dauerhaft vor dem
Horn von Afrika zu patrouillieren. Unser Ziel muss die
Stabilisierung der gesamten Region sein, um die Sicher-
heit in den Gewässern vor Somalia zu verbessern und sie
schließlich auch ohne Präsenz ausländischer Streitkräfte
zu gewährleisten. 

Mein Hauptkritikpunkt an dem Antrag der Bundesre-
gierung ist: Er enthält neben dem allgemeinen Ziel der
Pirateriebekämpfung keinerlei überprüfbare Zielvorga-
ben. Es fehlt bislang an einer regelmäßigen, transparen-
ten Berichterstattung. Wie sollen wir in einem Jahr denn
beurteilen können, ob der Einsatz erfolgreich ist, wenn
wir jetzt nicht klar benennen, was wir erreichen wollen,
und zwar nicht nur kurzfristig, sondern auch mittel- und
langfristig? 

Die Erfolge, die ich genannt habe, haben auch Schat-
tenseiten: Der VN-Sonderbeauftragte für Somalia,
Ahmedou Ould-Abdallah, hat im November festgestellt
– ich zitiere –: 

Die erhöhte maritime Präsenz hilft uns, die Situation
auf See zu stabilisieren, aber die Zahl der Piratenan-
griffe ist nicht gesunken. – Er hat unterstrichen, dass
eine langfristige Lösung des Piraterieproblems nur
durch funktionierende staatliche Institutionen an
Land erreicht werden kann.

Damit sind wir beim Kern des Problems: In Somalia
ist über fast 20 Jahre hinweg die Staatlichkeit zerfallen.
Seither toben Bürgerkriege mit wechselnden Fronten,
Millionen von Menschen fliehen vor Krieg, Dürre und
Not. Dieses staatliche und institutionelle Vakuum hat das
Entstehen von Piraterie massiv begünstigt. 

Nur wenn legitime, staatliche Institutionen in Somalia
wieder Rechtssicherheit gewährleisten können, wird ein
Abzug der internationalen Schiffe möglich sein. Nur
wenn die organisierte Kriminalität, die sich mittlerweile
weit in die Region hinein auswirkt, erfolgreich bekämpft
wird, wird eine erfolgreiche Beendigung der Mission
möglich sein. Nur wenn die Menschen in Somalia wie-
der alternative Existenzgrundlagen finden, werden sie
sich nicht weiter als Piraten anheuern lassen. Aus diesen
Gründen muss der Kampf gegen Piraterie Hand in Hand
gehen mit der Unterstützung des politischen Prozesses
mit dem Ziel einer handlungsfähigen, legitimierten Zen-
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tralregierung, der Schaffung von staatlichen Strukturen
und Rechtssicherheit. 

Die Anfänge sind gemacht. Die Übergangsregierung
von Sheikh Ahmed ist international anerkannt. Im April
hat die internationale Gemeinschaft konkrete finanzielle
und personelle Unterstützung zugesagt. Aber dies ist ein
langer Prozess, und erst wenn im Land mehr Sicherheit
herrscht, kann der Aufbau dieses zerstörten Landes be-
ginnen.

Herr Außenminister, ich weiß, wir haben viele Man-
date, ich weiß auch, dass manches nicht allein zu schul-
tern ist. Aber weil wir wissen, dass es zwischen Äthio-
pien und Somalia einerseits und zwischen Eritrea und
Somalia andererseits Konflikte gibt, rege ich an, dass wir
Deutschen, die einen guten Ruf in dieser Region haben,
den einen oder anderen Anstoß zur Beseitigung dieser
Grenzkonflikte geben. Ich glaube, das wäre auch ein
Beitrag zur inneren Stabilität dieses Landes.

Herr Außenminister, Sie haben vorhin die europäi-
sche Ebene angesprochen. Wenn es denn so ist, dass der
Entwurf eines Papiers über die Lage und Entwicklung
am Horn von Afrika vorliegt, unterstützen wir diesen
ausdrücklich. Ich hoffe, dass sich die Europäische Union
dieser Verantwortung bewusst ist und nicht wie bei ande-
ren Missionen monatelang über entsprechende Beiträge
debattiert, anstatt ein wirksames Zeichen in dieser Re-
gion zu setzen. Ich glaube, eine geschlossene Europäi-
sche Union in dieser Region ist ein gutes Zeichen für So-
malia. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Das Wort hat der Parlamentarische Staatssekretär

Thomas Kossendey.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Thomas Kossendey, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Verteidigung: 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Als wir vor einem Jahr beschlossen haben, uns an der
EU-Operation Atalanta zu beteiligen, hatten wir uns
zwei Ziele gesetzt. Das erste Ziel war die Gewährung
von Schutz vor allem für die Schiffe des Welternäh-
rungsprogramms. Das zweite Ziel war die Abschreckung
gegen Piraterie, um so einen signifikanten Beitrag zur
Sicherung der zivilen Seeschifffahrt zu leisten. Heute
können wir mit Fug und Recht feststellen: Auftrag im
letzten Jahr ausgeführt. Die Bilanz von Atalanta kann
sich sehen lassen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Im vergangenen Jahr wurden 69 Schiffe mit über
300 000 Tonnen Lebensmittel für das Welternährungs-
programm nach Somalia eskortiert und weit über 30 Ge-
leitoperationen ziviler Handelsschiffe durchgeführt. Um
Ihnen die Wirkung zu verdeutlichen: 300 000 Tonnen
Lebensmittel waren im letzten Jahr die Lebensgrundlage
für 3,3 Millionen Menschen in Somalia. Ich glaube, da
wird sehr deutlich, dass diese Aktion einen zutiefst hu-
manitären Aspekt hat. 

Atalanta-Einheiten haben seit Beginn der Operation
mehr als 120 Piratenangriffe erfolgreich abgewehrt.
Mehr als 70 Piraten konnten der Strafverfolgung in Ke-
nia übergeben werden. Dass die Zahl der erfolgreichen
Piratenangriffe gesunken ist, ist auch ein Beweis dafür,
dass wir dort ordentlich gearbeitet haben.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Lieber Herr Gloser, über den Fortschritt und Fortgang
dieser Operation werden die Abgeordneten im Verteidi-
gungsausschuss regelmäßig informiert. Wir informieren
darüber hinaus mittels der Unterrichtung des Parlamen-
tes alle Abgeordneten sehr sorgfältig. Als wir das vor ei-
nem Jahr beschlossen haben, als wir diese Regelungen
festgelegt haben, waren Sie Staatsminister im Auswärti-
gen Amt. Daher sollten Sie sich daran erinnern. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Atalanta liegt ein doppeltes Rational zugrunde. Zu-
nächst einmal ist dies das Humanitäre; ich habe das eben
verdeutlicht. Der Marineeinsatz ist zudem für uns Deut-
sche als Exportweltmeister und Betreiber der weltweit
drittgrößten Handelsflotte von ganz elementarem Inte-
resse. Ich glaube, mit der erfolgreichen Durchführung
dieser ersten maritimen EU-Operation haben wir ein
sehr deutliches Signal gesandt, dass die Europäische
Union handlungsfähig ist.

Man darf durchaus mit Stolz darauf hinweisen, dass
das gemeinsame Ziel der Pirateriebekämpfung weit über
die Grenzen der EU hinaus einen verbindenden Charakter
hat. Vor Ort sind mittlerweile 30 Schiffe aus über 20 Na-
tionen im Einsatz, weit über NATO und EU hinaus, unter
anderem aus China, Russland, den Vereinigten Staaten
und Pakistan. Über die gemeinsam bewältigten Aufgaben
wächst auch das Bewusstsein für die Notwendigkeit einer
möglichst engen politischen Zusammenarbeit in diesem
Problemfeld.

Die internationale Kontaktgruppe zur Piraterie vor der
Küste von Somalia ist ein wichtiges Forum, wenn es da-
rum geht, zu einem hohen Grad an Abstimmung aller re-
levanten Akteure zu gelangen. Auf allen Seiten herrscht
über Bündnisgrenzen hinweg eine sehr große Koopera-
tionsbereitschaft. Vor Ort finden regelmäßige operative
Koordinierungs- und Abstimmungsbesprechungen mit
allen Partnern – ich will einschränkend sagen: mit Aus-
nahme des Irans – statt. Auf der taktischen Ebene ermög-
licht ein allen Akteuren zugängliches Informationsnetz,
Chrystal, die Kooperation.

Wir sollten von Atalanta freilich keine Wunder erwar-
ten. Wir können punktuell schützen – ja, das ist richtig –,
wir können die Fläche überwachen, und wir können
auch abschrecken. Mit rund 30 Schiffen kann man Pira-
tenangriffe in diesem riesigen Gebiet von der 15-fachen
Größe Deutschlands aber auch in Zukunft nicht aus-
schließen. Pirateriebekämpfung, so erfolgreich sie im
Augenblick, nach diesem einen Jahr, auch sein mag, ist
immer nur die Bekämpfung von Symptomen. Sie muss
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durch Anstrengungen zum Aufbau von Sicherheits- und
Verwaltungsstrukturen an Land in Somalia flankiert wer-
den.

Hierfür gibt es zwei Ansätze. Innerhalb des Mandats-
rahmens – das ist die eigentliche Neuerung – wollen wir
somalische Behörden künftig durch Informationen über
Fischereiaktivitäten unterstützen. Dadurch tragen wir
dazu bei, dass die somalische Eigenkontrolle der Territo-
rialgewässer wiederhergestellt werden kann. Es wäre
auch fatal, wenn diese Informationen, die die EU-ge-
führte Operation Atalanta erarbeitet, nicht dazu beitra-
gen könnten, dass auch Fischer, die unberechtigt vor der
somalischen Küste arbeiten, innerhalb der EU Konse-
quenzen zu befürchten hätten.

Außerhalb des Mandatsrahmens – dazu hat sich Mi-
nister Westerwelle sehr deutlich geäußert – werden wir
auch die Anstrengungen an Land verstärken, um Soma-
lia die Chance zu geben, vor der eigenen Küste selbst für
Ordnung zu sorgen. Dazu wird die spanische Präsident-
schaft im nächsten Jahr sicherlich konkrete Vorschläge
vorlegen.

Als Mandatsobergrenze haben wir 1 400 Soldatinnen
und Soldaten angegeben. Diese Zahl mag für den einen
oder anderen sehr hoch klingen. Ich glaube, wir sollten
ermöglichen, dass durchfahrende Verbände der deut-
schen Marine auch unter diesem Mandat aktiv werden.
Hierfür wollen wir einen möglichst großen Spielraum
zur Verfügung haben. Das ist sehr wichtig.

Meine sehr verehrten Damen, meine Herren, ich
denke, die Fortführung der Operation Atalanta ist huma-
nitär geboten, sie liegt in unserem sicherheitspolitischen
Interesse, sie fördert die Kooperation von unterschied-
lichsten Partnern, sie basiert auf einer klaren Rechts-
grundlage, und sie zeigt deutliche Erfolge. Allerdings
– lassen Sie mich dies zum Schluss sagen – fordert sie
von unseren Soldatinnen und Soldaten auch einen über-
durchschnittlichen Einsatz. 

Im letzten Jahr sind dort mehrere unserer Schiffe weit
über 200 Tage am Stück im Seegebiet geblieben. Das ist
für junge Menschen und deren Familien nicht ganz leicht.
Ich will daran erinnern, dass viele Soldatinnen und Sol-
daten an Bord der Schiffe Weihnachten auf See verbrin-
gen. Das ist weiß Gott nicht so romantisch wie auf einer
Kreuzfahrt. In diesem Jahr feiern über 7 200 deutsche
Soldatinnen und Soldaten Weihnachten fern der Heimat.
Wir sollten ihnen von hier aus ein herzliches Dankeschön
sagen und an ihre Familien denken.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der FDP 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich bitte Sie alle um Zustimmung zu dieser Mandats-
verlängerung und um ein klares Votum. Damit würden
wir unsere Soldatinnen und Soldaten unterstützen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
Vizepräsidentin Petra Pau: 
Das Wort hat der Kollege Niema Movassat für die

Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Niema Movassat (DIE LINKE): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 

Wenn wir alle Schiffe, die das Gebiet durchfahren,
effektiv schützen wollten, dann wären alle Armeen
dieser Welt nicht ausreichend. 

Dieses Zitat stammt nicht etwa aus einem Antrag der
Linksfraktion, sondern aus einer Präsentation der EU. Es
verdeutlicht die ganze Sinnlosigkeit der Operation Ata-
lanta. Laut dem International Maritime Bureau ist die
Zahl der Piratenangriffe trotz Militärpräsenz weiter ge-
stiegen. Die Piraten haben ihre Angriffe regional ausge-
weitet und sind gewaltsamer geworden. Die Gewaltspi-
rale dreht sich demnach mit zunehmender Militärpräsenz
weiter.

(Beifall bei der LINKEN)

Anstatt weiter Geld in eine sinnlose Militäroperation
zu pumpen, sollte sich die Bundesregierung endlich mit
den Ursachen der Piraterie beschäftigen.

(Beifall bei der LINKEN)

Selbst das von der EU ins Leben gerufene Maritime Se-
curity Center benennt die Überfischung somalischer Ge-
wässer durch internationale, oft illegale Fischfangflotten
sowie die Giftmüllverklappung als auslösende Faktoren
für die Piraterie am Horn von Afrika. So wird den soma-
lischen Fischern jeden Tag ein weiteres Stückchen ihrer
Existenzgrundlage entzogen. Machen wir es konkret: Da
ist ein Fischer, der muss Frau und Kinder versorgen.
Fangen tut er nichts mehr; denn das Meer ist leergefischt
oder die Fische sind vergiftet. Wovon sollen er und seine
Familie morgen leben? So erscheint Piraterie einigen tra-
gischerweise als ein Ausweg. Natürlich ist Piraterie ein
Verbrechen, die Zerstörung der Existenzgrundlage von
Zehntausenden Fischern aber ebenfalls.

(Beifall bei der LINKEN)

450 Millionen Dollar hat Somalia im Jahr 2008 durch
Raubfischerei verloren. Hinzu kommen finanzielle
Schäden durch illegale Giftmüllentsorgung. Laut UN
geht es hierbei sogar um radioaktive Stoffe und Schwer-
metalle. Viele der Raubfischer und Giftmüllentsorger
sind Staatsbürger der EU. Wenn Sie, Herr Westerwelle
– er ist nicht mehr da – tatsächlich etwas für die Sicher-
heit und die Menschen am Horn von Afrika tun wollen,
dann gehen Sie endlich gegen diese Kriminellen vor.

(Beifall bei der LINKEN)

Im April dieses Jahres kündigte die EU-Kommission an,
sich verstärkt um die Strafverfolgung von Raubfischern
aus EU-Ländern zu kümmern. Was ist daraus geworden? 

Was treibt die EU und die Bundesregierung also um,
Kriegsschiffe im Rahmen einer zum Scheitern verurteil-
ten Militärmission zu entsenden?

(Hartwig Fischer [Göttingen] [CDU/CSU]: 
Das ist doch zynisch!)
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Mir scheint, dass die Sicherung von Handelswegen für
die Bundesregierung zum Verteidigungsfall Nummer
eins geworden ist und dass sie Angriffe von Piraten auf
deutsche Handelsschiffe als Kriegserklärung wertet. An-
geblich geht es bei Atalanta ja um den Weltfrieden.
Doch dass ein bettelarmes Land ein Vielfaches dessen,
was europäische Handelsschiffe durch die Zahlung von
Lösegeld verlieren, durch illegalen Fischfang verliert,
scheint für die Bundesregierung ohne Belang zu sein.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie mögen einwenden, dass die Schiffe des Welt-
ernährungsprogrammes geschützt werden müssen. Diese
Schiffe ließen sich besser durch zivilen Geleitschutz si-
chern. Investieren Sie die Gelder für den Militäreinsatz
lieber in die Regenerierung der Gewässer und in Unter-
stützung für die somalischen Fischer. Sie werden sehen:
Wenn die Menschen wieder die Möglichkeit haben, ih-
ren Lebensunterhalt legal zu verdienen, wird die Pirate-
rie nachlassen.

(Hartwig Fischer [Göttingen] [CDU/CSU]: Das
ist doch töricht! Die Piraterie liegt doch am
fehlenden Rechtsstaat in Somalia!)

Ein letzter Punkt. Bei Atalanta geht es um die weitere
Vorantreibung der Übernahme polizeilicher Aufgaben
durch das Militär, also um die Auflösung der grundge-
setzlich verankerten strikten Trennung dieser beiden
Kräfte. Dies lehnen wir kategorisch ab. Wir bezeichnen
den Militäreinsatz schon heute als unangemessen. Wir
fordern das Ende der deutschen Beteiligung an Atalanta.
Deshalb wird die Linke gegen den Antrag der Bundesre-
gierung stimmen.

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Kollege Movassat, das war Ihre erste Rede im Hohen

Hause. Dazu gratuliere ich Ihnen im Namen aller Kolle-
ginnen und Kollegen herzlich.

(Beifall)

Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen spricht nun
der Kollege Omid Nouripour.

Omid Nouripour (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die Pi-

raterie ist ein sehr ernsthaftes und ein zunehmendes Pro-
blem. Durch die Piraterie wird – das, lieber Herr Staats-
sekretär, ist für uns der Kern der Debatte – die
Versorgung von über 3 Millionen Menschen in Somalia
gefährdet, die auf die Schiffe des Welternährungspro-
grammes angewiesen sind. Deshalb erachte ich persön-
lich Atalanta und die Bekämpfung der Piraterie für not-
wendig. Das ist auch der Grund, warum die Mehrheit
meiner Fraktion der Verlängerung dieses Mandats zu-
stimmen wird. Allerdings beschränkt sich dieses Mandat
– das ist etwas, was wir zu kritisieren haben – auf die
Bekämpfung von Symptomen.
Meine Damen und Herren, wir führen in diesen Zei-
ten viele Diskussionen über die Bundeswehr an sich. Ich
durfte in der letzten Woche mit den Kolleginnen und
Kollegen Obleuten und dem Minister in Kunduz sein.
Ich kann Ihnen versichern: Die Truppe ist tief verunsi-
chert. Gerade weil die Truppe so verunsichert ist, müs-
sen wir darauf achten, dass wir Mandate formulieren, die
von Klarheit und von Wirksamkeit geprägt sind. Ich bin
mir nicht sicher, ob das bei diesem Mandat in allen
Punkten gewährleistet ist.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Ich war letztes Jahr am 23. Dezember auf einer Fre-
gatte und habe gesehen, dass das nicht unbedingt die
schönste Art und Weise ist, wie man Weihnachten feiern
kann. Gerade deswegen möchte ich den Soldatinnen und
Soldaten, die an Weihnachten nicht zu Hause sein wer-
den, für den Dienst, den sie dort erbringen, von dieser
Stelle aus herzlich danken.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der
SPD, der FDP und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN)

Es ist mehrfach gesagt worden: Es ist selbstverständ-
lich richtig, die Ursachen der Piraterie zu bekämpfen.
Wir reden hier über Staatlichkeit, die in Somalia nahezu
komplett fehlt. Lieber Herr Außenminister, in dem Zu-
sammenhang möchte ich auch für meine Fraktion sagen:
Wir haben immer gesagt, dass in Somalia natürlich die
Ausbildung der Armee erforderlich ist, damit dort Si-
cherheit gewährleistet werden kann. Ich kann Ihnen aber
jetzt schon sagen: Durch die Art und Weise, wie die
ESVP-Mission dafür derzeit „gestrickt“ wird, werden
bei uns eher Fragen aufgeworfen. Wir werden hier wahr-
scheinlich noch gesondert darüber diskutieren, aber auf-
grund der Art, wie man das zurzeit organisiert und vor-
bereitet, sind wir eher skeptisch.

Staatlichkeit, wie gesagt, fehlt. Dazu wird meine Kol-
legin Kerstin Müller in der zweiten Lesung noch mehr
sagen. Wir brauchen einen regionalen Ansatz, wenn es
darum geht, Frieden in Somalia herzustellen. Wir erle-
ben seit Jahren, dass Somalia ein Spielball der Interessen
verschiedener Nachbarstaaten ist. Es ist mehrfach gesagt
worden: Die Lebensgrundlage der Menschen vor Ort
muss gewährleistet, und sie müssen vor Raubfischerei
geschützt werden. Sie müssen vor der Vermüllung der
Meere geschützt werden, die bewirkt, dass Fischerei
nicht mehr möglich ist. Das ist ein zentraler Punkt, den
man nicht getrennt von dieser Diskussion betrachten
darf. Deshalb noch einmal: Der Schutz der Lebens-
grundlage der Menschen muss natürlich mit im Zentrum
stehen.

Die Verwirrung bei den Mandaten ist offensichtlich;
das ist der nächste Kritikpunkt. Es gibt OEF, Atalanta
und die NATO-Mission. Unsere Meinung zu OEF ist be-
kannt: Wir halten die völkerrechtliche Grundlage für
OEF mittlerweile nicht mehr für gegeben. Deshalb hätte
sich die Regierung aus unserer Sicht schon längst daran-
setzen müssen, eine Überprüfung der Zahl der Mandate
einzuleiten. In diesem Jahr findet sie leider nicht statt.
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Wir haben OEF abgelehnt. Ich kann nur dringendst ap-
pellieren, dass das nächste Mal nur noch Atalanta zur
Abstimmung steht und nicht mehr verschiedene Man-
date nebeneinander. Ich kann nur sagen: Schauen Sie
bitte auf den Text in Ihrem eigenen Koalitionsvertrag!
Was dort steht, ist richtig.

Der letzte Punkt. Es geht um Klarheit und um Wirk-
samkeit, und es ist für die Soldatinnen und Soldaten auf
den Fregatten nicht unbedingt motivierend, wenn sie
nicht genau wissen, was mit den Personen passiert, die
sie festsetzen. Wir haben erlebt, dass Festgesetzte freige-
lassen werden mussten, denen man selber ein paar Tage
später wieder begegnen konnte. Wir haben ferner erle-
ben müssen, dass sie nach Kenia überstellt worden sind
und Kenia später erklärt hat, man werde sie nicht belan-
gen. Es gibt also eine riesige Lücke bei der Antwort auf
die Frage, was eigentlich mit denjenigen passiert, die bei
Operationen festgesetzt werden. Das haben wir von An-
fang an angemerkt und auch kritisiert. Ich sehe weiterhin
keine Lösung. Das ist ein großes Problem.

Der Hinweis darauf, dass man einen internationalen
Gerichtshof gegen Piraterie braucht, ist zweifelsfrei rich-
tig; das steht jetzt aber nicht unbedingt sofort an. Des-
halb habe ich die feste Bitte an die Bundesregierung:
Sorgen Sie dafür, dass die Soldatinnen und Soldaten
Klarheit darüber haben, was mit den Personen passiert,
die sie festsetzen! Diese Klarheit gibt es zurzeit nicht.

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Kollege Nouripour, das ist eindeutig nicht Ihre erste

Rede. Ich bitte also wirklich um Beachtung der Zeichen.

Omid Nouripour (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Das geht auch auf Kosten der Wirksamkeit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Das Wort hat der Kollege Philipp Mißfelder für die

Unionsfraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Philipp Mißfelder (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und

Herren! Anknüpfend an das, was Kollege Nouripour ge-
sagt hat: Auch wir wollen natürlich, dass in Somalia
Rechtsstaatlichkeit möglich wird. Deshalb ist eine unse-
rer entwicklungspolitischen Aktivitäten – das möchte ich
zu dem Zwischenruf von Herrn Kollegen Ströbele vom
Anfang der Debatte noch einmal anmerken; ich habe
mich bei den Kollegen Fischer und Haibach, die ja be-
sondere Kenner dieser Materie sind, extra noch einmal
vergewissert – die Unterstützung der Bildung von
Rechtsstaatlichkeit. Wir leisten hier einen besonderen
Beitrag.

(Hans-Christian Ströbele [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: In Somalia!)

– Dies geschieht zum Beispiel durch die Ausbildung so-
malischer Polizisten in Äthiopien.
Herr Kollege Ströbele, das wissen Sie auch: Leider
müssen die Ausbildungsmaßnahmen im Moment in
Äthiopien durchgeführt werden, weil dies in Somalia
aufgrund der Sicherheitslage gerade nicht möglich ist.
Selbstverständlich würden wir uns in dieser Beziehung
auf Dauer mehr wünschen, aber aufgrund der Sicher-
heitslage geht dies eben nicht. Deshalb ist es natürlich
auch wichtig – es ist gut, dass das auch in dieser Debatte
angesprochen wurde –, die Situation in Somalia und in
der Region insgesamt zu betrachten. Es ist im Übrigen
einer der Erfolge dieser Mission, dass wir damit zumin-
dest ein Stück weit zur Stabilisierung in der Region – sie
muss selbstverständlich auch mit anderen Maßnahmen
fortgesetzt werden – beitragen.

Eines der Ziele möchte ich noch einmal besonders he-
rausheben. Wenn es um Außenpolitik geht, reden wir oft
über Interessen. Was sind die deutschen Interessen? Als
Handelsnation haben wir Deutschen selbstverständlich
ein Interesse daran, dass die Seewege geschützt werden,
und deshalb ist es in ureigenem deutschen Interesse und
auch im Interesse der Unternehmen und der Arbeits-
plätze, die damit zusammenhängen, diesen Einsatz fort-
zusetzen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Es gibt allerdings ein viel wichtigeres Ziel. Herr
Ströbele, Sie haben als Fischfangexperte mit vielen Zwi-
schenrufen nicht unrecht, aber gerade weil die Probleme
in Somalia so groß sind, ist die humanitäre Hilfe ein ex-
trem wichtiger Beitrag für die Menschen dort. Es ist ein
hundertprozentiger Erfolg dieser Mission – über welche
Politikfelder kann man das noch sagen? –, dass alle
Schiffslieferungen im Rahmen der Welternährungspro-
gramme erfolgreich ausgeführt werden konnten. Das ist
angesichts des Ausmaßes von Armut und Hunger in So-
malia ein großer Erfolg. 

Vergegenwärtigen Sie sich noch einmal, dass mittler-
weile mindestens 3,7 Millionen und damit 50 Prozent
der Bevölkerung in Somalia hilfebedürftig sind und über
20 Prozent aller Kinder dort unter Mangelerscheinungen
leiden. Deshalb ist es richtig, dass die Bundeswehr mit
ihrem Einsatz einen großen Beitrag dazu leistet, dass die
Lieferungen der Welternährungsprogramme bei den
Menschen ankommen. 

Ich möchte mit einer Mär aufräumen, die zwar nicht
hier verbreitet wurde, die aber teilweise in der Berichter-
stattung zu finden ist. Es ist keinesfalls so, dass Piraten
dort eine Art Robin-Hood-Funktion wahrnehmen, Schiffe
kapern, plündern und das Erbeutete den Armen in Soma-
lia geben. Dahinter stehen rein ökonomische und eigen-
nützige Interessen. Das Geld wird in anderen Ländern in
Afrika für ganz andere Zwecke ausgegeben. Es geht
nicht darum, dass irgendein Pirat etwas raubt, um es den
Armen geben zu können. Das Gegenteil ist der Fall: Die
Piraterie ist gegen die Menschen in Somalia und der Re-
gion insgesamt gerichtet.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)
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Die Mission ist auch aus einem weiteren Grund ein
Erfolg. Denn angesichts der rund 20 000 Schiffe, die
jährlich den Golf von Aden passieren, mag zwar die
Zahl der Piratenangriffe, die schon mehrmals genannt
worden ist, relativ gering wirken. Die finanziellen For-
derungen bei Entführungen zeigen allerdings, welche
Dimensionen das Ganze hat. Auch die verheerenden Er-
fahrungen der entführten Crews machen deutlich, wie
wichtig es ist, auch die Menschen, die in der Schifffahrt
arbeiten, zu schützen.

Deshalb ist der Einsatz der Bundeswehr auch in Zu-
kunft notwendig, damit der Schutz dieses wichtigen
Wirtschaftsbereichs insgesamt gewährleistet wird. Ein
Erfolg ist zumindest, dass sich das Operationsgebiet der
Piraten verändert hat. Die Piraten sind jetzt nicht mehr
im direkten Küstenbereich aktiv, sondern auf hoher See.
Das ist in jedem Fall ein Erfolg, weil es die Aktionen der
Piraten wesentlich erschwert und den Handlungsradius
so stark ausgedehnt hat, dass sie keine so eklatante Ge-
fahr mehr sein können wie in den vergangenen Jahren.

Wir als CDU/CSU-Bundestagsfraktion danken wie
die Vertreter der Regierung und der Opposition unseren
Soldatinnen und Soldaten, die dort im Einsatz sind. Ge-
rade auch jetzt in der Adventszeit möchte ich im Namen
meiner Fraktion den Soldatinnen und Soldaten und ihren
Familien unsere volle Unterstützung zusichern und ih-
nen unsere Sympathie aussprechen. Wir wollen ihnen
mit der Mandatsverlängerung den Rücken stärken und
deutlich machen, dass wir hinter ihnen stehen. 

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Ich schließe die Aussprache.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf
Drucksache 17/179 an die in der Tagesordnung aufge-
führten Ausschüsse vorgeschlagen. Sind Sie damit ein-
verstanden? – Das ist der Fall. Dann ist die Überweisung
so beschlossen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 4 auf: 

Beratung des Antrags der Bundesregierung

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deut-
scher Streitkräfte an der EU-geführten Opera-
tion „Althea“ zur weiteren Stabilisierung des
Friedensprozesses in Bosnien und Herzego-
wina im Rahmen der Implementierung der
Annexe 1-A und 2 der Dayton-Friedensverein-
barung sowie an dem NATO-Hauptquartier
Sarajevo und seinen Aufgaben, auf Grundlage
der Resolution des Sicherheitsrates der Ver-
einten Nationen 1575 (2004) und folgender Re-
solutionen, zuletzt Resolution 1895 (2009) vom
18. November 2009

– Drucksache 17/180 – 
Überweisungsvorschlag:
Auswärtiger Ausschuss (f)
Rechtsausschuss 
Verteidigungsausschuss
Ausschuss für Menschenrechte und Humanitäre Hilfe
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Haushaltsausschuss gemäß § 96 GO

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für die
Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen. – Ich höre
keinen Widerspruch. Dann ist so beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Bundes-
minister des Auswärtigen, Dr. Guido Westerwelle.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Dr. Guido Westerwelle, Bundesminister des Aus-
wärtigen: 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Kolleginnen und Kollegen! Andere Einsätze der
Bundeswehr – das haben wir heute schon bemerkt – mö-
gen derzeit stärker im Zentrum des öffentlichen Interes-
ses stehen. Ich rede jetzt über einen Antrag, den wir in
diesem Hohen Hause einbringen, weil Deutschland ein
vitales Interesse an der Stabilisierung Bosniens und Her-
zegowinas in unserer unmittelbaren Nachbarschaft hat.
Die Bundesregierung unterstützt Bosnien und Herzego-
wina auf dem Weg zu einem friedlichen, demokratischen
Rechtsstaat, einem Staat, der selbstständig die Freiheit
und die Sicherheit seiner Bürger gewährleisten kann und
der sich in Richtung Integration in europäische und euro-
atlantische Strukturen bewegt. Selbsttragende gesamt-
staatliche Strukturen dort bleiben unser Ziel. Die Euro-
päische Union und die internationale Gemeinschaft
engagieren sich für dieses Ziel, und zwar – dies sei nach-
drücklich unterstrichen – politisch, militärisch und zivil.
Die militärische Sicherheitslage in der Region kann der-
zeit als grundsätzlich ruhig und stabil eingestuft werden.
Das zeigt, wie viel wir erreicht haben. Unser Dank dafür
gilt abermals den Frauen und Männern der Bundeswehr,
die vor Ort ihren verantwortungsvollen Dienst tun. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der SPD)

Die innenpolitische Lage ist jedoch nach wie vor fra-
gil. Das ist auch der Grund, warum wir jetzt diese
Debatte führen und dann in dieser Woche entscheiden
wollen. Die Parteien mit ihren ethnisch bestimmten
Agenden blockieren weitere Reformen und verhindern
die Funktionalität des Gesamtstaates. Das fragile Macht-
gleichgewicht zwischen den drei staatsbildenden Volks-
gruppen – Bosniaken, Serben und Kroaten – bleibt das
allbestimmende Thema in der politischen Diskussion.
Angesichts dieser innenpolitischen Lage bleibt es das
Ziel von Althea, ein sicheres und geschütztes Umfeld
aufrechtzuerhalten, gerade auch mit Blick auf die anste-
henden Wahlen. Außerdem unterstützt die Mission den
Hohen Repräsentanten mit seinen exekutiven Vollmach-
ten. 

Ich darf für die Bundesregierung nicht nur um Zu-
stimmung zur Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter
deutscher Streitkräfte an der EU-geführten Operation
Althea sowie an dem NATO-Hauptquartier in Sarajevo
bitten. Ausdrücklich darf ich auch darauf hinweisen,
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dass der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen in seiner
Resolution vom 18. November 2009 die Mitgliedstaaten
für zwölf Monate zur Fortführung von Althea autorisiert
hat. Da wir derzeit grundsätzlich von einer stabilen
Sicherheitslage vor Ort ausgehen können, kann die
Obergrenze für die deutsche Beteiligung von 2 400 auf
900 Soldatinnen und Soldaten abgesenkt werden. Ich
sage ausdrücklich: Das Ziel jedes unserer militärischen
Einsätze ist, sich selber überflüssig zu machen. Wenn
wir hier in der richtigen Richtung auf dem Weg sind,
dann, glaube ich, ist das etwas, das den ganzen Deut-
schen Bundestag erfreuen kann. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Militär alleine ist keine Lösung. Das wissen Sie alle;
das muss man niemandem hier noch einmal nachdrück-
lich sagen. Das Land benötigt dringend Reformen. Am
vergangenen Wochenende hat eine Konferenz in Berlin
stattgefunden. Ich selbst habe im Vorfeld dieser Konfe-
renz verschiedene Amtskollegen persönlich zum Ge-
spräch getroffen. Ich will aus Gründen des Respekts und
der Vertraulichkeit, die zu solchen Gesprächen dazuge-
hören, nicht alles berichten, was dort – auch von uns –
gesagt worden ist. Ich habe gar keinen Zweifel daran,
dass das hier allgemein genauso gesehen wird. Die Ge-
spräche, die seitens der schwedischen EU-Ratspräsident-
schaft und der Vereinigten Staaten von Amerika seit
Oktober geführt worden sind, sollen von der Bundes-
regierung ausdrücklich erwähnt und auch begrüßt wer-
den. Dass wir gleichzeitig bedauern – das sagen wir na-
türlich auch unseren Gesprächspartnern immer wieder –,
dass es noch keinen Durchbruch geben konnte, sei nur
der Ordnung halber aufgeführt.

Die Entwicklung Bosniens und Herzegowinas bleibt
natürlich zuerst die Aufgabe der Verantwortlichen vor
Ort. Die Bundesregierung – das sage ich mit großem Be-
dacht, nachdem ich sowohl bei der Außenministerkonfe-
renz der NATO-Staaten in Brüssel als auch letzte Woche
ausführlich bei der Konferenz der Außenminister im All-
gemeinen Rat und im Außenpolitischen Rat darüber be-
raten habe und weil wir uns als Deutsche, durch mich
vertreten, so eingelassen haben – wird auch in Zukunft
in ihren Gesprächen deutlich machen, dass es weitere
Schritte der EU- und NATO-Annäherung nicht geben
kann, solange die notwendigen Reformen im Land nicht
mit Nachdruck angegangen werden. Da besteht für die
Bundesregierung ein zwingender Zusammenhang.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der SPD)

Klar ist auch, dass wir Schritte in die richtige Richtung
möglich machen wollen. Damit das gelingen kann, bitte
ich um Zustimmung zur Fortsetzung der Beteiligung be-
waffneter deutscher Streitkräfte an Althea. Das ist der
Grund, warum ich diesen Antrag hier begründet habe.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)
Vizepräsidentin Petra Pau: 
Für die SPD-Fraktion hat nun der Kollege Dr. Gernot

Erler das Wort.

Dr. h. c. Gernot Erler (SPD): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Ivo Andric, der jugoslawische Literaturnobelpreisträger
und Autor des berühmten Buches Die Brücke über die
Drina hat Bosnien in einer Erzählung einmal „das Land
der Angst, das Land des Hasses“ genannt, eines Hasses
zwischen seinen Völkern und Religionen, der zum In-
strument des Vernichtungswillens und des Selbstver-
nichtungstriebes werde. Nirgendwo, so schrieb er, gebe
es – ich zitiere – „mehr Menschen, die aus verschiede-
nen Motiven und mit den verschiedensten Ausreden in
den Ausbrüchen dieses unbewussten Hasses bereit sind,
zu töten und sich töten zu lassen …“. Diese Beschrei-
bung hat in den 90er-Jahren des vergangenen Jahrhun-
derts eine schreckliche Bestätigung erhalten. In Bosnien
fand der blutigste und der verlustreichste der vier Bal-
kankriege dieser Jahre statt. Der Ortsname Srebrenica
verursacht bis heute ein Schaudern überall, wo der tragi-
sche Hintergrund bekannt ist.

Das Dayton-Abkommen vom Dezember 1995 hat das
Blutvergießen beendet und die Grundlage für das Zu-
sammenleben von Bosniaken, Kroaten und Serben in ei-
nem neuen Staat Bosnien-Herzegowina zu legen ver-
sucht. Seit 1995 bemüht sich die Weltgemeinschaft, in
den letzten Jahren immer mehr die EU, um eine gesi-
cherte Existenz für Bosnien-Herzegowina und alle seine
Bewohner – mit großem Aufwand, mit sehr viel Geduld,
auch mit Erfolg. Allerdings kommt er sehr langsam, im
Schneckentempo. Die Mission EUFOR Althea löste im
Dezember 2004 ihre Vorgänger IFOR und SFOR ab. Sie
umfasste damals noch 7 000 Soldaten und war mit einem
starken Kapitel-VII-Mandat der Vereinten Nationen aus-
gestattet. Heute befinden sich nur noch 2 000 Soldaten
vor Ort. Allerdings werden Reservekräfte in Bereitschaft
gehalten, um diese notfalls zu verstärken. Wie der Au-
ßenminister eben schon gesagt hat: Der Auftrag lautet,
ein sicheres Umfeld aufrechtzuerhalten und die Einhal-
tung des Dayton-Vertrages abzusichern und dabei auch
die Arbeit des Hohen Repräsentanten der internationalen
Gemeinschaft, der zugleich Sonderbeauftragter der EU
ist, zu unterstützen, der sich wiederum dabei auf die so-
genannten Bonn-Powers stützt, also das Recht, notfalls
exekutiv in die Innenpolitik Bosnien-Herzegowinas ein-
zugreifen. 

Längst sehnt die internationale Gemeinschaft den Tag
herbei, an dem Bosnien-Herzegowina auf eigenen Füßen
stehen kann. Längst denkt die EU über eine Umwand-
lung von Althea in eine reine Beratungs- und Unterstüt-
zungsoperation mit nicht mehr als 200 bewaffneten
Kräften nach. Längst ist die Auflösung des OHR, also
des Büros des Hohen Repräsentanten mit seinen exekuti-
ven Vollmachten, beschlossene Sache. Damit es aber
dazu kommt, muss es ein Mindestmaß an politischer Sta-
bilität geben und müssen einige strittige und sensible
Fragen geklärt sein, zum Beispiel die Aufteilung des
Vermögens des Staates und der Streitkräfte.
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Trotz aller internationaler Bemühungen, zuletzt im
September und Oktober dieses Jahres im Rahmen des so-
genannten Butmir-Prozesses, schnappt immer wieder die
politische Blockade zu und setzt sich immer wieder die
Reformverweigerung gegen alle Vernunft durch. Es ist
eine bittere Erkenntnis, dass die europäische Integrations-
perspektive, die mit dem Stabilisierungs- und Assoziie-
rungsprogramm und mit dem Visumerleichterungsabkom-
men schon im Jahr 2008 wichtige Hürden genommen hat,
diese Blockade allein nicht überwindet, obwohl sie un-
verzichtbar bleibt, dass dies auch nicht die Konditionali-
tät bei dem gewünschten NATO-Beitritt leistet und dass
auch die Zusagen des IWF, großvolumige Kredite zu ge-
währen, immerhin über 1,2 Milliarden Euro – von Bos-
nien-Herzegowina in der Wirtschaftskrise übrigens drin-
gend benötigt –, als Anreiz für die notwendigen
Reformen nicht ausreichen.

Wir werden aber weitermachen, mit unserer Geduld,
mit unserem Nachdruck und mit unserer Klarheit. Dazu
gehört die Botschaft: Bosnien-Herzegowina wird den
Weg in die EU und in die NATO entweder als gemeinsa-
mer Staat oder gar nicht gehen. Diese Botschaft richtet
sich ganz besonders an den Ministerpräsidenten der Re-
publika Srpska, Milorad Dodik, der in den innerstaatli-
chen Auseinandersetzungen immer wieder – offen oder
angedeutet – die Karte der Sezessionsdrohung zieht und
dabei gefährliche Illusionen bei seinen serbischen An-
hängern nährt.

Ich nutze die Gelegenheit hier in diesem Hause zu ei-
ner Klarstellung: Eine große Mehrheit im Deutschen
Bundestag hält an der europäischen Perspektive für alle
Westbalkanstaaten fest, wie sie zuerst vom Europäischen
Rat von Thessaloniki im Juni 2003 verkündet wurde.
Diese verbindliche Perspektive gilt trotz aller Schwierig-
keiten und Probleme auch für Bosnien-Herzegowina,
aber auf keinen Fall für eine sich abspaltende Republika
Srpska.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie des 
Abg. Dr. Rainer Stinner [FDP])

Die Fraktion der SPD stimmt der Fortsetzung der EU-
Mission Althea zur weiteren Absicherung des Friedens-
prozesses in Bosnien-Herzegowina zu, weil sie leider
noch immer notwendig ist und weil die längst überfälli-
gen Voraussetzungen für ihre Reduzierung auf eine, wie
ich es beschrieben habe, reine Beratungs- und Unterstüt-
zungsfunktion leider noch immer nicht gegeben sind. 

Wir verbinden diese Zustimmung mit der Vorlage ei-
nes Entschließungsantrages, der die politischen Implika-
tionen des Friedensprozesses in Bosnien-Herzegowina
im Detail beschreibt, der die Bedeutung der europäi-
schen Perspektive für jede politische Stabilisierung in
der Region noch einmal unterstreicht und der in 15 Ein-
zelpunkten Erwartungen an die Bundesregierung formu-
liert, Erwartungen zu politischen Schritten, von denen
wir uns einen Fortschritt bei den seit 15 Jahren andau-
ernden Bemühungen der internationalen Gemeinschaft
in Bosnien-Herzegowina erhoffen, einen Fortschritt, der
dazu führen soll, dass wir hier nicht noch einmal über
eine Verlängerung von EUFOR Althea mit dem bisheri-
gen Auftrag debattieren müssen und dass die Beschrei-
bung von Ivo Andric, Bosnien sei ein Land der Angst
und des Hasses, endgültig zu einer Beschreibung der
Vergangenheit wird.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU, der FDP und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Das Wort hat der Parlamentarische Staatssekretär

Christian Schmidt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Christian Schmidt, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Verteidigung: 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Herr Kollege Erler, der Einstieg und Ausstieg Ihrer Rede
mit Blick auf Ivo Andrics Schlüsselroman Die Brücke
über die Drina hat in der Tat nachdenklich gestimmt.
Diesen Roman haben sicherlich nicht nur Sie und ich zu
Beginn der 1990er-Jahre gelesen. Ich darf daran erin-
nern, dass am 1. März 1992 die erste Delegation des
Deutschen Bundestages nach Sarajevo fuhr, damals noch
mit der Vorstellung, es gehe sozusagen nur um ein tech-
nisches Arrangement zwischen drei verschiedenen
Ethnien. Dabei war bei der Konferenz von Brioni fälsch-
licherweise unterstellt worden, es gehe um Minderhei-
tenschutz. Es gab allerdings keine Mehrheit, sondern nur
verschiedene ethnische Gruppen. 

In den Jahren darauf entluden sich dann die Spannun-
gen in gewalttätigen militärischen Aktionen der brutals-
ten Art. Nach den ganzen Vorspielen in den Jahren zuvor
– das ist eigentlich eine falsche Bezeichnung für das,
was zum Beispiel in Sarajevo stattgefunden hat – war
Srebrenica der brutale, schlimme und menschenverach-
tende Höhepunkt der Menschenjagd einer Ethnie auf die
andere – eine für Europa und in Europa untragbare Si-
tuation.

Ich finde, heute ist auch Anlass dazu, darauf hinzu-
weisen, dass unser militärisches Engagement, das im
Jahr 1995 begonnen hat und das niemandem leichtfiel,
über das wir auch sehr intensiv gerungen haben, doch
ein großes Maß an Erfolg gebracht hat, wenn auch nicht
die Lösung in allen Fragen. Sie haben ja darauf hinge-
wiesen, dass die Politik von Herrn Dodik, die wir nach
wie vor in der Republika Srpska erleben, uns nicht zu-
friedenstellen kann. Dennoch ist die Operation Althea,
bei der sich die Bundesrepublik Deutschland militärisch
engagiert und für deren Fortsetzung die Bundesregie-
rung den Deutschen Bundestag um Zustimmung bittet,
eine erfolgreiche Mission. Das kann man nicht nur quan-
titativ feststellen – es ist ja erfreulich, wenn die Zahl de-
rer, die notwendig sind, um militärischen Schutz und Si-
cherheit zu bieten, verringert werden kann; das ist ja hier
signifikant der Fall –, sondern auch an der Abwesenheit
von Gewalttätigkeiten. Dies gibt zwar noch nicht die Si-
cherheit für ein gutes und konfliktfreies Zusammenleben
im Staat, aber schafft doch die Voraussetzung dafür.
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Dank des militärischen Eingreifens kam es dann auch
zum Dayton-Vertrag und anderen guten Ergebnissen. 

Ich möchte uns aber auch noch einmal die dramatische
Situation von damals in Erinnerung rufen: Massenverge-
waltigungen und -tötungen, die in serbischen Lagern
stattfanden, und Missachtung der Existenzberechtigung
von ethnischen Gruppen machte uns Europäern unsere
moralische Verantwortung bewusst und musste uns auf
den Plan rufen. Diese Zeiten gehören Gott sei Dank der
Vergangenheit an. Die Fragen, die heute zu lösen sind,
sind anderer Natur; sie sind aber trotzdem sehr wichtig. 

Wir halten es für sehr wichtig, dass der Hohe Reprä-
sentant, über den schon gesprochen worden ist, weiter-
hin seine Funktion wahrnimmt; der Bundesaußenminis-
ter hat ja auch ausführlich darauf hingewiesen. Natürlich
hätten auch wir es sehr gerne, wenn diese Mission in
eine Beobachtungsmission überführt werden könnte, die
keine exekutiven Kompetenzen mehr hat, und die Bonn-
Powers nicht mehr zur Anwendung kommen müssten.
Allein, die Verhältnisse sind noch nicht so. Deswegen
stehen wir dazu, dass Inzko nicht nur als EU-Sonderbe-
auftragter, sondern auch in seiner anderen Funktion als
Hoher Repräsentant einen Beitrag dafür leistet, dass der
Staat Bosnien-Herzegowina, wenn er im Jahre 2011
nichtständiges Mitglied des Sicherheitsrates der Verein-
ten Nationen werden will, diese Aufgabe als ein Land
wahrnehmen kann, das ohne militärische Unterstützung
von außen seine eigenen inneren Angelegenheiten regeln
kann. 

Die Fragestellungen haben also sehr viel mit politi-
schem und wenig mit militärischem Druck zu tun. Den-
noch ist es gut und wichtig, dass wir in diesen Zeiten mit
circa 130 Soldaten der Bundeswehr in diesem 2 000 Sol-
daten umfassenden Althea-Kontingent präsent sind, aber
für den Fall, dass der eine oder andere bzw. die eine oder
andere übermütig werden, auch mit Reserveeingreifkräf-
ten tätig werden können. Wir halten ja gemeinsam mit
den österreichischen Partnern ein Eingreifkontingent be-
reit, sogenannte Over-the-Horizon-Forces, das wir zur
Verfügung stellen können, wenn Not am Mann bzw. am
Volke ist.

Ich erwarte nicht, dass es dazu kommt. Ich hoffe, dass
mit Druck, übrigens auch vonseiten Belgrads – man hört
das eine oder andere sehr Positive aus dieser Richtung –,
und mit Angeboten klargemacht wird, dass die Zukunft
Bosnien-Herzegowinas in einer föderativen Zusammen-
arbeit in einem gemeinsamen Staat liegt. Wir sind seit
1992 bereit, unseren Beitrag zu leisten, seit 1995 auch
einen militärischen Beitrag. Nun würden wir die militä-
rische Mission gerne erfolgreich abschließen, um sagen
zu können: Auftrag erfüllt! – So weit sind wir noch nicht
ganz. Deswegen bitten wir um Zustimmung zur Verlän-
gerung.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
des Abg. Dr. h. c. Gernot Erler [SPD])
Vizepräsidentin Petra Pau: 
Das Wort hat die Kollegin Inge Höger für die Fraktion

Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Inge Höger (DIE LINKE): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Vor

14 Jahren wurde mit dem Friedensabkommen von Day-
ton die Grundlage des militärischen und politischen Sta-
tus quo in Bosnien-Herzegowina gelegt. Das Land
scheint oberflächlich befriedet; aber es bleiben Zweifel,
ob der Dayton-Prozess, den die Bundeswehr dort absi-
chert, wirklich zu einer stabilen Neuordnung des Landes
geführt hat.

Die Arbeitslosigkeit liegt in manchen Regionen bei
über 40 Prozent. Konkret bedeutet das: Eine halbe Mil-
lion Menschen sind erwerbslos. Andererseits kommen
auf 4,6 Millionen Menschen in Bosnien-Herzegowina
100 Minister. Die Wirtschaftsleistung stagniert bei 60 Pro-
zent des Vorkriegsniveaus. Internationale Zuwendungen
sind nach wie vor die Haupteinnahmequelle des Staates.
Die Privatisierung von Staatsunternehmen hat die un-
gleiche Verteilung von Vermögen massiv befördert.

Die Verantwortung für diese Zustände ist keineswegs
allein in Bosnien-Herzegowina und in den Folgen des
Bürgerkrieges zu suchen. Mitverantwortlich ist die soge-
nannte internationale Gemeinschaft durch von außen
diktierte Reformen. So wurde zum Beispiel die Verant-
wortung für die Wirtschaftspolitik an den Internationa-
len Währungsfonds übergeben. Die Regierung hat so
keine Möglichkeit zur Gestaltung einer eigenständigen
Geldpolitik. Neoliberale Konzepte sind kein Weg zur
Armutsbekämpfung.

(Widerspruch bei der CDU/CSU und der FDP)

Sie sind es weder in Bosnien-Herzegowina noch in
Deutschland.

(Beifall bei der LINKEN – Holger Haibach 
[CDU/CSU]: Hartz IV? Na?)

Die eigentliche Macht im Lande liegt nach wie vor
beim EU-Sonderbeauftragten, der zugleich Hoher Re-
präsentant der Vereinten Nationen ist; wir hörten es
schon. Das Fortbestehen einer solchen Protektoratsver-
waltung bringt wenig Vorteile, aber viele Probleme mit
sich. Der Hohe Repräsentant trifft bei allen politischen
Prozessen die letzte Entscheidung. 

(Michael Brand [CDU/CSU]: Eine gute Ent-
scheidung, eine sehr gute!)

Dies ermöglicht es regionalen Politikern, alle Probleme
auf die Einflussnahme von außen zu schieben und sich
selbst der Verantwortung zu entziehen. Die vor allem
von der EU vorangetriebene Form des Staatsaufbaus
kann wohl nur als gescheiterter Versuch eines neuen Ko-
lonialismus beschrieben werden.

(Philipp Mißfelder [CDU/CSU]: Oh Gott!)

Was funktioniert, ist die Heranführung der bosnischen
Armee an die Militärstrukturen der NATO und der Euro-
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päischen Union. Die Bundesregierung nennt dies euro-atlan-
tische Integration. So beteiligen sich immerhin bereits ein
Dutzend Soldaten der Armee von Bosnien-Herzegowina
an dem Kriegseinsatz der NATO in Afghanistan. Die
Linke sieht darin keine positive Entwicklung. Sinnvoller
wäre in jedem Fall eine weitere Demilitarisierung des
Landes, statt auch in Bosnien Militärs für Auslandsein-
sätze auszubilden und auszurüsten.

(Beifall bei der LINKEN – Henning Otte [CDU/
CSU]: Wo stünde das Land heute?)

Die Linke sieht die Herausbildung einer Militärmacht
Europäische Union sehr kritisch. Mit der Militärmission
Althea in Bosnien bekam die EU bereits 2004 ihr erstes
großes Pilotprojekt für die Umsetzung militärischer Ord-
nungspolitik.

(Günter Gloser [SPD]: Nein!)

Jenseits dieser grundsätzlichen Kritik an der Militari-
sierung der europäischen Politik bleibt das Fazit für die
konkrete Situation in Bosnien-Herzegowina ernüch-
ternd. Das Land ist nach wie vor nicht souverän, sondern
ein hauptsächlich von der Europäischen Union abhängi-
ges Protektorat. Ein Weg aus der Sackgasse ist nicht er-
sichtlich. Im Gegenteil: Risikofaktoren wie Armut, Kor-
ruption und ethnische Spannungen nehmen zu.

Es wird Zeit, endlich ehrlich Bilanz über die Erfolge
und Misserfolge der internationalen Präsenz in Bosnien-
Herzegowina zu ziehen. Nur dann wird es möglich sein,
ein tragfähiges Konzept für die zivile Entwicklung der
Region auf den Weg zu bringen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN – Dr. Andreas
Schockenhoff [CDU/CSU]: Wer Ihnen das
aufgeschrieben hat, hat es nicht gut mit Ihnen
gemeint!)

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Das Wort hat die Kollegin Katja Keul für die Fraktion

Bündnis 90/Die Grünen.

Katja Keul (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Anders als ISAF und OEF ist die
Operation Althea heute im Bewusstsein der Öffentlich-
keit wenig präsent. Seit 1995 befinden sich deutsche
Soldaten in Bosnien, schon fast doppelt so lange wie in
Afghanistan. Dennoch sind sie dort leider noch nicht
überflüssig; denn der Vertrag von Dayton hat zwar den
Krieg beendet, aber nicht den Frieden gesichert. Bis
heute leben die Volksgruppen in Bosnien in getrennten
Entitäten, in denen die wichtigsten Verwaltungsposten
nach ethnischen Kriterien verteilt werden. Hier wächst
nicht zusammen, was zusammen gehört. Im Gegenteil:
Die nationalistische Rhetorik politischer Amtsträger
stellt die Existenz des Staates Bosnien-Herzegowina im-
mer wieder infrage. 

Im Oktober haben die EU und die USA ein Reformpa-
ket vorgelegt, das die Funktionalität der staatlichen Insti-
tutionen verbessern soll. Dieses wurde von allen Parteien
Bosnien-Herzegowinas aus verschiedenen Gründen ab-
gelehnt. Allein der Hohe Repräsentant, Valentin Inzko,
verhindert mit seinen exekutiven Vollmachten, den soge-
nannten Bonn Powers, die gegenseitige Blockade der eth-
nisch besetzten staatlichen Institutionen. Die Schließung
des Büros des Hohen Repräsentanten kann daher frühes-
tens dann erfolgen, wenn eine multiethnische Verfassung
die Überlebensfähigkeit des Gesamtstaates Bosnien ga-
rantiert.

Europa muss den Versuchen benachbarter Staaten zur
Spaltung des Landes entschieden entgegentreten. Vor al-
lem der Ministerpräsident der Republika Srpska, Milorad
Dodik, profiliert sich mit separatistischen Äußerungen
immer wieder als Gegner der angestrebten Verfassungs-
reform. An dieser Stelle wirkt es sich leider kontrapro-
duktiv aus, dass die EU die Visumspflicht nur für die an-
grenzenden Balkanstaaten aufgehoben hat. Serbien hält
sich nicht damit zurück, den Bewohnern der Republika
Srpska Pässe auszustellen. Mit ihrer doppelten Staatsbür-
gerschaft genießen die bosnischen Serben so die EU-Frei-
zügigkeit, während die bosnischen Muslime mal wieder
die Leidtragenden sind. Hinsichtlich der Beitrittsvoraus-
setzungen zum Schengen-Abkommen sind bereits ausrei-
chende Fortschritte erzielt worden. Wir fordern daher die
Abschaffung der Visumspflicht für alle Bürger Bosnien-
Herzegowinas.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU, der
SPD und der FDP)

Die anstehenden Wahlen im nächsten Jahr und der
festgefahrene Verfassungsreformprozess lassen die natio-
nalistischen Töne wieder lauter werden. Beobachter spre-
chen von einer konkreten Eskalationsgefahr. Kroatiens
Präsident Stjepan Mesic warnte Ende November sogar
vor einem Zerfall Bosniens. Das Auseinanderbrechen des
Staates mit seiner bosniakischen, kroatischen und serbi-
schen Bevölkerung würde eine „Kriegsgefahr“ bedeuten,
so seine Worte, Frau Höger. 

Wir können und wollen aber in Europa nicht erneut
einen Ausbruch der Gewalt riskieren. An dieser Stelle
muss ich an die Ermordung von 8 000 muslimischen
Männern und Jungen durch serbische Soldaten im Juli
1995 in Srebrenica erinnern. Wer heute leichtfertig einen
Zerfall des fragilen Staatsgebildes in Kauf nimmt, ak-
zeptiert nicht nur im Nachhinein die durch Vertreibung
und Ermordung der muslimischen Bevölkerung geschaf-
fenen Fakten, sondern demütigt die Opfer und ihre An-
gehörigen von neuem.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Das menschliche Leid, das durch die jugoslawischen
Nachfolgekriege entstanden ist, stellt ein Erbe dar, das in
der Bevölkerung über Generationen weitergereicht wird.
Die meisten Verbrechen sind bis heute nicht aufgeklärt
und strafrechtlich nicht geahndet. Das behindert massiv
die Versöhnung der Volksgruppen; denn ohne Aufklä-
rung gibt es keine Vergangenheitsbewältigung und ohne
Vergangenheitsbewältigung keine Versöhnung.
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Zu all dem kommt der wirtschaftliche Schaden hinzu,
den die kriegerischen Auseinandersetzungen verursacht
haben. Der Friedensimplementierungsrat ringt noch
heute, 14 Jahre nach Kriegsende, um die Aufteilung des
Staatsvermögens und die Schaffung eines funktionieren-
den Wirtschaftsraumes. Vor allem aber die Verankerung
des Rechtsstaatsprinzips ist unabdingbare Voraussetzung
dafür, dass die Bevölkerung Bosniens langfristig in Frie-
den und Freiheit leben kann. 

Ziel muss es sein, die 4 Millionen Menschen in die
EU zu integrieren und den nationalistischen Sonderinte-
ressen einen Riegel vorzuschieben. Solange die Parteien
aber nicht in der Lage sind, sich auf eine europarechts-
konforme, multiethnische Verfassung zu einigen, halten
wir sowohl die Präsenz des Hohen Repräsentanten als
auch die Präsenz der EUFOR-Truppen für erforderlich.
Daher werden wir dem vorgelegten Mandat überwie-
gend zustimmen.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU, der
SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Das Wort hat der Kollege Philipp Mißfelder für die

Unionsfraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU –
Zuruf von der SPD: Gibt es den heute im
Abo?)

Philipp Mißfelder (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Ich ergreife das Wort für meine Fraktion nicht routine-
mäßig – obwohl ich das dritte Mal an diesem Tag rede –
und auch nicht deshalb, weil wir erneut ein Mandat ver-
längern; die Kollegen der Sozialdemokratie haben sich
ja gerade gefreut, dass ich auch bei dieser Mandatsver-
längerung das Wort ergreife. Ich möchte eingangs darauf
hinweisen, dass kein Mandat – egal wie brenzlig es ist,
egal wie umstritten es in der Öffentlichkeit ist oder wie
positiv es von der Öffentlichkeit begleitet wird – ein
Routinemandat ist. Insofern hat der Parlamentsvorbehalt
die besondere Bedeutung – wir beraten jedes Mandat
nicht nur in einer Lesung, sondern in zwei Lesungen –,
dass wir hiermit die Gelegenheit haben, in der Öffent-
lichkeit, also unter Anteilnahme der Bürgerinnen und
Bürger und einer gewissen Anzahl von Parlamentariern,
deren Zahl hätte höher sein können, darüber zu diskutie-
ren, was unsere Beweggründe sind. Es gibt also keine
Routine. 

Ich möchte auf den Verlauf der Debatte mit einer Be-
merkung eingehen, die dem gerecht wird, was wir in Zu-
kunft mit dieser Mission anstreben und erreichen wollen;
es ist nämlich nicht nur eine rein militärische Mission,
sondern eine Mission, bei der viele andere Komponenten
– Aufbau der Sicherheitskräfte, weiteres Engagement
und diplomatisches Geschick – gefragt sind. Daher
möchte ich meinen Dank – dies ist heute schon mehr-
mals erwähnt worden – den Soldatinnen und Soldaten
aussprechen und darin auch unsere Diplomatinnen und
Diplomaten, die in allen Teilen der Welt im Einsatz sind,
einbinden – an dieser Stelle vor allem deswegen, weil sie
dort gefragt sind, Lösungskomponenten zu entwickeln
und sich zu engagieren. Auch ihnen gelten unser Res-
pekt und unsere Anerkennung am Ende dieses Jahres
und anlässlich dieser Mandatsverlängerung.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP und des Abg. Omid Nouripour
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Es ist tatsächlich so, dass sich zwar die militärische
Lage massiv verbessert hat, aber nicht die politische
Lage. Alle Unterrichtungen, die Befassung seitens der
Öffentlichkeit, die Beschäftigung mit Berichten aus die-
ser Region seitens unserer Stiftungen und anderer zeigen
deutlich: Das Engagement in dieser Region, vor der
Haustür der Europäischen Union, bleibt nach wie vor
notwendig, und zwar – ich schließe mich der Kollegin
Keul an – weit über das Maß hinaus, das wir mit diesem
konkreten Beitrag heute leisten. Dies bleibt für die deut-
sche Außenpolitik ein ganz wichtiger Faktor; hier müs-
sen wir uns weiterhin engagieren. Die Lage ist fragil. Es
ist keinesfalls so, dass die angestrebten Ziele – um nur
eines zu nennen: einen stabilen, lebensfähigen, friedli-
chen und multiethnischen Staat zu bilden – bereits er-
reicht sind. Daher ist es notwendig, sich weiter zu enga-
gieren. 

Ich bitte Sie an dieser Stelle um Unterstützung für die
Mandatsverlängerung; denn neben diesem konkreten
Beitrag ist für die Bosniaken die psychologische Kom-
ponente wichtig, dass der militärischen Präsenz an sich
fast schon eine Bestandsgarantie für ihren Gesamtstaat
zukommt. Insofern ist es wichtig, dass wir unser Enga-
gement dort weiterhin einbringen.

Einer der größten Erfolge der Befriedung in Bosnien
und Herzegowina ist die Reform des Verteidigungssek-
tors. Auch dies ist im Rahmen der EUFOR-Mission ins-
gesamt ein ganz wichtiger Beitrag. Wir sehen, dass es
gelungen ist, im Rahmen dieser europäischen Mission
sukzessive dazu beizutragen, eigene spezifisch militäri-
sche Aufgaben wie das Räumen von Minen bis zur Luft-
raumkontrolle an die neuen Streitkräfte, die mitausgebil-
det werden, zu übertragen. Der militärische Auftrag des
Dayton-Abkommens ist somit heute weitgehend erfüllt.
Die verbliebenen Risiken sind, wie ich gerade sagte,
nicht vordringlich militärischer Natur, sondern politi-
scher, ökonomischer und polizeilicher Natur. Dem wird
das Mandat aus meiner Sicht gerecht. 

Vor diesem Hintergrund bitte ich im Namen meiner
Fraktion darum, dieses Mandat zu verlängern. Wir soll-
ten die Diskussion weit über diese Debatte und die De-
batte am Donnerstag hinaus fortführen und dazu beitra-
gen, dass dieses wichtige Thema auf der Tagesordnung
der deutschen Außenpolitik bleibt. 

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 11. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 16. Dezember 2009 863

(C)
 

Vizepräsidentin Petra Pau: 
Kollege Mißfelder, ich gebe dem Plenum ausdrück-

lich zur Kenntnis, dass Sie mehr als eine Minute Rede-
zeit eingespart haben. Ihre Vorredner haben sich nicht so
diszipliniert an die vereinbarten Redezeiten gehalten. 

Ich schließe die Aussprache. 

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf
Drucksache 17/180 an die in der Tagesordnung aufge-
führten Ausschüsse vorgeschlagen. Sind Sie damit ein-
verstanden? – Das ist der Fall. Dann ist die Überweisung
so beschlossen. 
(A)
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